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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Unland r Becker (Nienberge), 
Buschfort, van Delden, Gerlach (Emsland), Köster, 
Rawe, Dr. Ritz, Seiters, Tönjes, Wolf und Genossen 


betr. die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der 
Gemeinden des deutsch-niederländischen Grenz- 
raums zwischen Rhein, Ems und Yssel 


Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit der Gemeinden des 
deutsch-niederländischen Grenzraumes zwischen Rhein, Ems 
und Yssel, bekannt unter der Programmbezeichnung „Euregio", 
wurde im zweiten Bericht der Bundesregierung über die Raum- 
ordnung, Drucksache V/1155, S. 9, als Beispiel zur Initiative auf 
eine europäische Regionalplanung in Grenzräumen genannt. Im 
gleichen Bericht wird festgestellt, daß es für die internationale 
kommunale Zusammenarbeit noch keine Rechtsgrundlage gibt. 
Für die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Anpassung von 
Grenzräumen aus regionaler Initiative ist eine solche Rechts- 
grundlage zwischenzeitlich aber dringlich geworden. Die Pro- 
bleme der Grenzregionen, die zumeist mit dem raumordne- 
rischen Problem der strukturschwachen Gebiete identisch sind, 
werden über die statistisch erfaßbaren Fakten hinaus nach- 
drücklich in den regionalpolitischen Initiativen der Grenzregio- 
nen demonstriert. 

über die Euregio hinaus haben sich inzwischen formiert: 

Regio Basiliensis (September 1965) aus Südbaden, Franz. 
Ober-Elsaß und Schweizerischen Kantonen Basel-Stadt und 
Basel-Land; 

Interessengemeinschaft Mittl. Elsaß-Breisgau (CIMAB) seit 
1967 

Arbeitsgruppe Saar-Mosel (1969) 

Regio Rhein-Waall (April 1971) und im Aufbau 
Grenzregion Groningen-Drente-Ostfriesland-Unterems. 

Am 17. /18. Juni 1971 haben sich in Schloß Anholt Vertreter aus 
15 europäischen Grenzregionen zusammengefunden, um zu 
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einer gemeinsamen politischen Vertretung ihrer Probleme zu 

kommen. 

Diese Bewegung veranlaßt uns, die Bundesregierung zu fragen: 

1. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung die Empfeh- 
lung der Beratenden Versammlung des Europarates vom 
26. September 1966 (Doc. 2109) über die kommunale Zusam- 
menarbeit über Staatsgrenzen hinaus bis heute nicht ange- 
nommen? 

2. Ist die Bundesregierung bereit, 

a) die Einbindung der grenzüberschreitenden kommunalen 
Initiativen in bilaterale Abkommen und Institutionen 
z. B. Deutsch-Niederländisches Kulturabkommen, 

Deutsch-Niederländische Raumordnungskommission, 
Deutsch-Niederländische Grenzgewässerkommission, 

b) die Anpassung der Arbeitsgebiete der staatlichen Kom- 
mission an >die Aktionsräume der kommunalen Initia- 
tiven zur Grenzüberwindung 

zu vertreten? 

3. Welche Förderungsmöglichkeiten besitzt die Bundesregie- 
rung für regionale Initiativen zur sozial-kulturellen und 
strukturellen Anpassung von Grenzräumen zu europäischen 
Nachbarstaaten? 

4. Was hat die Bundesregierung unternommen bzw. was ist 
die Bundesregierung bereit zu unternehmen zur grenzüber- 
schreitenden Nutzung aller sozialen Dienste? Inwieweit hat 
das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
die in der Untersuchung „Die Grenze - Trennung oder Be- 
gegnung" auf Seite 78 vorgeschlagenen Anregungen weiter 
verfolgt? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, eine Verlängerung der Öff- 
nungszeiten an den Grenzübergangsstellen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Niederlanden zu er- 
möglichen? Ist sie insbesondere im Hinblick auf den Perso- 
nalmangel bereit, mit der niederländischen Regierung eine 
Regelung dahin gehend anzustreben, daß sich das nieder- 
ländische und deutsche Personal die Dienstzeiten teilen, wie 
das bereits an kleinen Grenzübergängen (z. B. Sandersküper 
zwischen Enschede und Ahaus) der Fall ist? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die Vereinbarung zwi- 
schen der Gemeinde Suderwick und der Gemeinde Dinxperlo 
über die gemeinschaftliche Regelung kommunaler Fragen 
zur Ausführung des am 8. April 1960 abgeschlossenen Grenz- 
vertrags (Artikel 2 des Schlußprotokolls) zwischen dem 
Königreich der Niederlande und der Bundesrepublik 
Deutschland? Teilt die Bundesregierung unsere Ansicht, daß 
die Regelung in Suderwick ein Musterfall ist für das Prinzip, 
Einrichtungen der Infrastruktur über die Grenze hinaus kom- 
plementär zu gestalten und zu einer höheren Effektivität 
der eingesetzten Infrastrukturmittel zu kommen? 
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7, Teilt die Bundesregierung allgemein unsere Auffassung, 
daß die interkommunale Zusammenarbeit über Staatsgren- 
zen hinweg vermehrter Förderung bedarf und was beabsich- 
tigt sie gegebenenfalls in dieser Hinsicht zu tun? 

8. Ist die Bundesregierung bereit, in ihrem nächsten Raumord- 
nungsbericht den gesamten, mit dieser Kleinen Anfrage an- 
gesprochenen Problembereich intensiv zu erörtern? 


Bonn, den 5. September 1971 


Dr. Unland 
van Beiden 
Köster 
Rawe 
Dr. Ritz 
Seiters 
Berding 
Biehle 
Bremm 
Dasch 
Ernesti 
Dr. Gatzen 
Dr. Gölter 
Dr. Hammans 
Dr. Jaeger 
Rommerskirchen 
Volmer 

Becker (Nienberge) 
Buschfort 
Gerlach (Emsland) 
Tönjes 
Wolf 
Cramer 

Peters (Norden) 
Strohmayr 

Graaff 
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